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Feste Fehmarnbelt-Querung - Klarheit und Konkretisierung - ökonomisch 
geboten, ökologisch sinnvoll 


A. Problem 

Die Antragsteller haben einen Antrag eingebracht, nach dem der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung unter anderem auffordem soll, die Vorausset- 
zungen für eine Verwirklichung des Projektes einer festen Querung des Feh- 
mambelts zu schaffen, die Finanzierung auf der Basis des FemStrB-PrivFinGes 
mit dem Königreich Dänemark zu vereinbaren und den Anschluss der festen 
Fehmarnbelt-Querung an das deutsche Straßen- und Schienennetz zeitgerecht 
zu realisieren. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion der PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/63 13 - abzulehnen. 


Berlin, den 3. Juli 2002 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Reinhold Hiller (Lübeck) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Reinhold Miller (Lübeck) 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
14/6313 in seiner 182. Sitzung am 5. Juli 2001 beraten und 
an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
zur federführenden Beratung und an den Ausschuss für 
Wirtschaft und Technologie, den Ausschuss für Touris- 
mus, den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union sowie den Haushaltsausschuss zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nach dem Antrag soll der Deutsche Bundestag die Bundes- 
regierung unter anderem auffordem, die Voraussetzungen 
für eine Verwirklichung des Projektes einer festen Querung 
des Fehmarnbelts zu schaffen, die Finanzierung auf der 
Basis des FemStrB-PrivFinGes mit dem Königreich Däne- 
mark zu vereinbaren, den Anschluss der festen Fehmarn- 
belt-Querung an das deutsche Straßen- und Schienennetz 
zeitgerecht zu realisieren und bis zum 30. Juni 2002 einen 
Bericht über den Stand des Projektes vorzulegen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den An- 
trag auf Drucksache 14/6313 in seiner 87. Sitzung am 3. Juli 
2002 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
der SPD, FDP und PDS gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Tourismus hat den Antrag in seiner 
75. Sitzung am 12. Dezember 2001 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP bei Abwesen- 
heit der Fraktion der PDS, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat den Antrag in seiner 79. Sitzung am 
10. Oktober 2001 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge- 
gen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und PDS 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP, den Antrag ab- 
zulehnen. 

Der Haushaltsausschuss hat den Antrag in seiner 88. Sit- 
zung am 7. November 2001 beraten und empfiehlt mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der PDS 
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP, 
den Antrag abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Ausschnss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat die Vorlage in seiner 89. Sitzung am 3. Juli 2002 bera- 
ten und empfiehlt mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen und der Fraktion der PDS gegen die Stimmen der 


Fraktionen der CDU/CSU und FDP, den Antrag abzuleh- 
nen. 

Die Fraktion der SPD meinte, der Antrag beinhalte einen 
sachlich richtigen Bericht. Der Kritik an der schleswig- 
holsteinischen Landesregierung sowie der Bundesregie- 
rung, dass dieses Projekt zu defensiv verfolgt werde, könne 
man jedoch nicht zustimmen. Vor vierzehn Tagen habe sich 
der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
mit dem dänischen Verkehrsminister auf ein Interessen- 
bekundungsverfahren geeinigt. Man lehne den Antrag ab 
und empfehle, dass man sich in der neuen Legislaturperiode 
parteiübergreifend für dieses Projekt engagiere. Es werde 
schwer sein, Investoren zu finden, die glaubten, mit dem 
Projekt Gewinne erzielen zu können. Man müsse die erheb- 
lichen Folgekosten eines solchen Projekts bedenken und 
müsse dringend überprüfen, was diesbezüglich auf die na- 
tionalen Haushalte zukomme. Andere Regionen dürften 
durch eine solche feste Querung nicht benachteiligt werden. 

Die Fraktion der CDU/CSU bemerkte, nicht sachliche Er- 
wägungen, sondern der Schutz der schleswig-holsteinischen 
Landesregierung begründeten die Ablehnung des Antrags 
durch die Koalitionsfraktionen. In Schleswig-Holstein seien 
die dortigen Koalitionsfraktionen hinsichtlich dieses Projek- 
tes unterschiedlicher Auffassung. Daher werde das Projekt 
seit vier Jahren nicht weiterentwickelt. Mit Freude habe 
man nun die Äußerung von Bundesminister Kurt Bodewig 
vernommen, dass es sich um ein ganz hervorragendes Pro- 
jekt handele. Es hätten sich bereits zwei Konsortien gemel- 
det, die bereit seien, das Projekt privatwirtschaftlich nach 
dem Vorbild der Öresundquerung zwischen Dänemark und 
Schweden zu übernehmen. Internationale Verträge brächten 
die Bundesregierung in Zugzwang; die Fehmambelt-Que- 
rung sei 1992 verhandelt worden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vertrat die 
Auffassung, das Projekt sei nicht nur aus ökologischen Ge- 
sichtspunkten zu hinterfragen, sondern insbesondere auch 
aus Gründen der wirtschaftlichen Entwicklung der neuen 
Bundesländer und im Besonderen Mecklenburg-Vorpom- 
merns. Es sei wirtschaftlich kontraproduktiv. Zudem müsse 
man im Hinblick auf den Haushalt auch bei Verkehrsprojek- 
ten Prioritäten setzen. Es könne auch nicht davon ausgegan- 
gen werden, dass ein privater Investor gefunden werde, der 
das Projekt wirtschaftlich tragen könne. 

Die Fraktion der FDP erklärte, ein Nutzen-Kosten-Faktor 
von ca. 1,8 für die feste Fehmambelt-Querung sei nicht aus- 
reichend, um den vordringlichen Bedarf im Bundesver- 
kehrswegeplan zu begründen. Eine Entscheidung müsse 
nicht jetzt getroffen werden. Das Projekt solle aber im Rah- 
men der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans un- 
tersucht werden. Die gemeinsamen Kommissionen müssten 
allerdings signalisieren, dass Dänemark das Projekt unter- 
stütze und dass es private Investoren gebe. Angesichts der 
Finanzlage sei es falsch, ein weiteres Projekt zu beschlie- 
ßen, ohne dass dessen Finanzierung geklärt sei. Daher 
werde man dem Antrag nur mit Einschränkungen zustim- 
men. 
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Die Fraktion der PDS führte aus, aus ihrer kritischen Sicht 
auf das Projekt müsse Bilanz gezogen werden über die mis- 
sing links in Europa und über die Umweltprobleme in 
Europa. Die Wechselwirkung von der Fehmam-Querung 
auf Scanlink und das wirtschaftliche Risiko, das bei Däne- 
mark und Deutschland liege, müssten beachtet werden. 


Berlin, den 3. Juli 2002 


Reinhold Hiller (Lübeck) 

Berichterstatter 
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